
 
 
 
 
Niederschrift 
 
über die Sitzung des Ausschusses für Bauwesen und Stadtsanierung der Stadt 
Nierstein 
( öffentlicher Teil ) 
 
vom 11.02.2025 
 
in Nierstein, Rathaus Nierstein, Bildstockstraße 10 
 
Beginn: 19:00 Uhr Ende: 20:40 Uhr 
  

 
Stimmberechtigt: 
 
Peter Krämer 3. Beigeordneter und Vorsitzender   
Lucia Schenk Ausschussmitglied 

(bis 20:35 Uhr / ab TOP 4) 
  

Michael Voß Ausschussmitglied   
Gerd-Helmut Hexemer Ausschussmitglied   
Hans-Joachim Kehl Ausschussmitglied   
Rüdiger Horn Ausschussmitglied   
Benedikt Stratmann Ausschussmitglied   
Michael Krebs Ausschussmitglied 

in Vertretung von Huff, Ekkehard 
  

Daniel Martins Amaral Ausschussmitglied 
in Vertretung von Mayer, Thilo 

  

Christopher Kaiser Ausschussmitglied 
in Vertretung von Petry, Stefan 

  

Peter Falk Ausschussmitglied   
 
Vertreten: 
Ekkehard Huff Ausschussmitglied 

wurde vertreten durch Krebs, Michael 
  

Thilo Mayer Ausschussmitglied 
wurde vertreten durch Martins Amaral, 
Daniel 

  

Stefan Petry Ausschussmitglied 
wurde vertreten durch Kaiser, Christopher 

  

 
Entschuldigt: 
Jochen Schmitt Stadtbürgermeister   
Norbert Engel 1. Beigeordneter   
Michael Sander 2. Beigeordneter   

 
Für die Verwaltung: 
 
Ulrike van Weelden Schriftführung   
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Die Mitglieder des Ausschusses für Bauwesen und Stadtsanierung der Stadt Nierstein sind 
mit der Einladung vom 04.02.2025 auf Dienstag, 11.02.2025, 19:00 Uhr, unter Mitteilung der 
Tagesordnung einberufen worden. Tag, Zeit und Ort sowie Tagesordnung waren öffentlich 
bekannt gegeben. 
 
Der Vorsitzende stellt bei Eröffnung der Sitzung fest, dass form- und fristgerecht eingeladen 
wurde. 
 
Der Ausschuss ist nach Anzahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. 
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Tagesordnung: 
 
Öffentlicher Teil 
 
1. Städtebauförderung Nierstein; hier: Beratung und Beschlussfassung über die 

Beauftragung der Planungsleistungen zur Neugestaltung des Stadtparkes 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0014) 

2. Städtebauförderung Nierstein; hier: Zustimmung über die Beauftragung der 
Planungsleistungen zur Neugestaltung des Parkplatzes am Schloss 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0013) 

3. Bauanträge/Bauvoranfragen; Erteilung des Einvernehmens nach §§ 14 Abs. 2, 31 
Abs. 2 und 36 Baugesetzbuch 

3.1 Vollzug des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG); Antrag gem. § 4 BImSchG auf 
Neugenehmigung von 9 Windenergieanlagen in den Gemarkungen Mommenheim, 
Nierstein und Selzen vom Typ Enercon E-175 EP5 
Frist: 13.03.2025 
hier: Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens (vgl. § 36 Baugesetzbuch) 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0012) 

3.2 Vollzug des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG); Antrag gem. § 4 BImSchG auf 
Neugenehmigung von 6 Windenergieanlagen in den Gemarkungen Friesenheim, 
Köngernheim, Nierstein und Selzen vom Typ Enercon E-175 EP5 
Frist: 13.03.2025 
hier: Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens (vgl. § 36 Baugesetzbuch) 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0016) 

3.3 Bauantrag; Beteiligung der Stadt gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Spiegelbergstraße; Flur 16, Flurstück 648 
Fristende: 13.02.2025 
Ergänzung einer Gaube an einem bestehenden Wohnhaus 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0005) 

3.4 Nierstein; Bauantrag; 
Sironastraße; Flur 21, Flurstück 4/6  
Fristende: 17.02.2025 
Errichtung einer digitalen Werbetafel 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0007) 

3.5 Nierstein; Bauantrag; Beteiligung der Gemeinde/Stadt gemäß § 36 BauGB;  
Fäulingstraße; Flur 15, Flurstück 134/5 und 135/11 
Fristende: 06.02.2025 
Energetische Sanierung eines Wohnhauses und Errichtung eines Anbaus 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0008) 

3.6 Bauantrag; Beteiligung der Stadt gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Ostergärten; Flur 15, Flurstück 52/1  
Errichtung eines Einfamilienhauses in 2. Reihe 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0004) 

3.7 Nierstein; Bauvoranfrage; Beteiligung der Stadt gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Fäulingstraße; Flur 1, Flurstück 1184/4 und 1192/3 
Fristende: 19.02.2025 
Errichtung eines Wohnhauses in 2. Baureihe 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0003) 

3.8 Nierstein; Bauantrag; Beteiligung der Stadt gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Bleichweg; Flur 1, Flurstück 930/6 
Fristende: 24.03.2025 
Einrichtung eines Frisörladens in bestehendem Gebäude 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0018) 
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4. Mitteilungen 
5. Anfragen 
 Bekanntgabe der Beschlüsse aus dem nichtöffentlichen Teil der Sitzung 
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Tagesordnung 
 

Öffentlicher Teil 
 
1. Städtebauförderung Nierstein; hier: Beratung und Beschlussfassung über die 

Beauftragung der Planungsleistungen zur Neugestaltung des Stadtparkes 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0014) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Die Stadt Nierstein hat bereits in den vorbereitenden Untersuchungen (VU) einen Mangel an 
barrierefrei zugänglichen öffentlichen Grünflächen festgestellt. Da es sich bei der Stadt 
Nierstein um eine Stadt im ländlich geprägten Raum handelt, besteht kein genereller Mangel 
an Freiraum. Doch besonders im Stadtkern gibt es viele Grundstücke, die durch ihre historisch 
gewachsene Struktur über keinen privaten Freiraum verfügen. Für diese und die älter 
werdende Gesellschaft ist es deswegen von hoher Bedeutung, dass ein Zugang zu 
öffentlichen barrierefreien Grünflächen gegeben ist. Ein weitläufiger öffentlicher Freiraum 
bildet der Stadtpark. Der Park wird als Ort für diverse Veranstaltungen genutzt und erfreut sich 
an hoher Beliebtheit bei den Bürgerinnen und Bürgern. Jedoch besitzt der Park keinen 
barrierefreien Zugang und ist somit für mobilitätseingeschränkte Personen nicht selbstständig 
zu erreichen. Der Park ist momentan in einem desolaten Zustand. Das Mobiliar und die 
Spielgeräte sind marode, die Elektrik veraltet. Es gilt den Park neu zu aktivieren und für 
kommende Veranstaltungen zugänglich zu machen. Die Aktivierung und barrierefreie 
Zuwegung dieses öffentlichen Freiraums sind Ziele und Zwecke der Stadtsanierung. 
Förderrechtlich wurden die Kosten der Planung im Jahresförderantrag 2023 bereits beantragt. 
 
In der Sitzung des Ausschusses für Bauwesen und Stadtsanierung am 12.09.2023 und im 
Stadtrat Nierstein am 18.09.2023 wurde bereits dem Beschluss laut Beschlussvorschlag bei 
einem Abstimmungsergebnis von einstimmig Ja und 1 Enthaltung zugestimmt. (s. 
Beschlussvorlage 043/2023/0069) 
 
Nun muss der Erhöhung des Honorarsatzes von 29.324,80 € auf 55.211,51 € 
(brutto)zugestimmt werden. 
 
Begründung: Nach neuen Auflagen des Landes (ADD) sind ab sofort Planunterlagen für 
Projekte, für die eine Förderung im Rahmen der Stadtsanierung beantragt wird, Planleistungen 
nicht mehr wie bisher mit der Leistungsphase IV (HOAI) auszuführen, sondern bis 
Leistungsphase V (HOAI). Für dieses Projekt bedeutet das, dass das Honorar entsprechend 
der Forderung des Landes angepasst werden muss, da ein weit höherer Planungsstand 
gefordert wird. 
 
Von der Ausschreibung sehen wir ab, da das Büro Deubert schon zuvor beauftragt wurde und 
es hier hauptsächlich um die Zustimmung zur Erhöhung des Honorarsatzes geht. 
Die Erhöhung ist zudem nicht förderschädlich. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Bauausschuss sowie der Stadtrat der Stadt Nierstein beraten und beschließen: 
1. Die Planungsleistungen (Leistungsphase 1-5) im Rahmen der Stadtsanierung umzusetzen. 
2. Die Planung des Stadtparks ist mit der Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion in Neustadt 
abzustimmen. 
3. Die Planungsleistung der Leistungsphasen 1-5 des Stadtparks wird an das Planungsbüro 
Deubert mit einem Basishonorarsatz für 55.211,51 € (brutto) vergeben. 
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Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 043/51137-562590 bzw. 
043/51137-096100-105-10 

 
Beratung: 
 
Der Vorsitzende erklärt die Sachdarstellung der Verwaltung und weist insbesondere auf die 
Begründung hin: „Nach neuen Auflagen des Landes (ADD) sind ab sofort Planunterlagen für 
Projekte, für die eine Förderung im Rahmen der Stadtsanierung beantragt wird, 
Planleistungen nicht mehr wie bisher mit der Leistungsphase IV (HOAI) auszuführen, 
sondern bis Leistungsphase V (HOAI). Für dieses Projekt bedeutet das, dass das Honorar 
entsprechend der Forderung des Landes angepasst werden muss, da ein weit höherer 
Planungsstand gefordert wird.“ 
Das bedeutet für die Stadt Nierstein, dass das Planungsbüro Deubert mit Sitz in Quirnheim 
zusätzlich ein Honorar von knapp 26.000 Euro fordert. Der Vorsitzende liest das Deubert-
Angebot für die letzte Leistungsphase (V) vor. Phase 1 bis 4 sind bereits vergeben. Aus dem 
Gremium kommen Rückfragen, wie dieser Betrag zustande kommt sowie der Hinweis, dass 
erst die Phasen 1 bis 3 beschlossen worden sind. Daraufhin stellt der Vorsitzende den 
Antrag, TOP 1 und TOP 2 zu verschieben.  
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag.  
Abstimmungsergebnis: Vertagung 
 
Beschlussvorschlag neu: Die Tagesordnungspunkte 1 und 2 werden verschoben. Das 
Planungsbüro Deubert soll die geforderten Beträge aufschlüsseln, damit die 
Ausschussmitglieder nachvollziehen können, wie die Kosten jeweils zustande kommen. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig zugestimmt mit 11 ja.  
 
 
 
 
2. Städtebauförderung Nierstein; hier: Zustimmung über die Beauftragung der 

Planungsleistungen zur Neugestaltung des Parkplatzes am Schloss 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0013) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
Die Stadt Nierstein hat bereits in den vorbereitenden Untersuchungen (VU) einen Mangel an 
Stellplätzen im Stadtkern festgestellt. Aufgrund der angespannten Parksituation im 
Sanierungsgebiet wurde im Zuge der vorbereitenden Untersuchungen eine Stellplatzanalyse 
durchgeführt. Die Auswertung zeigt, dass über 350 Stellplätze im Stadtkern fehlen. Eine 
geeignete Freifläche für einen Parkplatz bietet das Grundstück mit der Flurstücks Nummer 
414/16. Die Notwendigkeit an öffentlichen Stellplätzen in der Nähe des Stadtkerns ist sehr 
hoch, da die Freifläche bereits trotz schlechter Beschaffenheit als Parkplatz genutzt wird. Mit 
dem Ausbau der Freifläche sollen zahlreiche Stellplätze für die Anwohner, Besucher und 
Touristen entstehen und die Stellplatzsituation im Stadtkern entlasten. Förderrechtlich wurden 
die Kosten der Planung im Jahresförderantrag 2023 bereits beantragt. 
 
In der Sitzung des Ausschusses für Bauwesen und Stadtsanierung am 12.09.2023 und im 
Stadtrat Nierstein am 18.09.2023 wurde bereits dem Beschluss laut Beschlussvorschlag bei 
einem Abstimmungsergebnis von mehrheitlich Ja, 5 Nein und 2 Enthaltungen zugestimmt. (s. 
Beschlussvorlage 043/2023/0070) 
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Nun muss der Erhöhung des Honorarsatzes von 10.961,99 € auf 18.195,11 € (brutto) 
zugestimmt werden. 
 
Begründung: Nach neuen Auflagen des Landes (ADD) sind ab sofort Planunterlagen für 
Projekte, für die eine Förderung im Rahmen der Stadtsanierung beantragt wird, Planleistungen 
nicht mehr wie bisher mit der Leistungsphase IV (HOAI) auszuführen, sondern bis 
Leistungsphase V (HOAI). Für dieses Projekt bedeutet das, dass das Honorar entsprechend 
der Forderung des Landes angepasst werden muss, da ein weit höherer Planungsstand 
gefordert wird. 
 
Von der Ausschreibung sehen wir ab, da das Büro Deubert schon zuvor beauftragt wurde und 
es hier hauptsächlich um die Zustimmung zur Erhöhung des Honorarsatzes geht. Die 
Erhöhung ist zudem nicht förderschädlich. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Bauausschuss sowie der Stadtrat der Stadt Nierstein beraten und beschließen: 

1. Die Planungsleistungen (Leistungsphase 1-5) im Rahmen der Stadtsanierung 
umzusetzen. 

2. Die Planung des Parkplatzes am Schloss ist mit der Aufsichts- und 
Dienstleistungsdirektion in Neustadt abzustimmen. 

3. Die Planungsleistung der Leistungsphasen 1-5 des Parkplatzes am Schloss wird an 
das Büro Deubert mit einem Basishonorarsatz für 18.195,11 € (brutto) vergeben. 

 
 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 043/51137-562590 bzw. 

043/51137-096100-105-10 
 
Beratung: 
 
Beratung und Beschlussfassung zum Verschieben des TOP 2 siehe TOP 1. An dieser Stelle 
kommt aus dem Gremium der Vorschlag, die rege Bürgerbeteiligung widerzuspiegeln, zum 
Beispiel, wenn in der Presse der Planungsstand vorgestellt wird. 
 
Beschluss: 
 
Beschlussvorschlag neu: Die Tagesordnungspunkte 1 und 2 werden verschoben. Das 
Planungsbüro Deubert soll die geforderten Beträge aufschlüsseln, damit die 
Ausschussmitglieder nachvollziehen können, wie die Kosten jeweils zustande kommen. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig zugestimmt mit 11 ja. 
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3. Bauanträge/Bauvoranfragen; Erteilung des Einvernehmens nach §§ 14 Abs. 
2, 31 Abs. 2 und 36 Baugesetzbuch  

 
 
3.1. Vollzug des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG); Antrag gem. § 4 

BImSchG auf Neugenehmigung von 9 Windenergieanlagen in den Gemarkungen 
Mommenheim, Nierstein und Selzen vom Typ Enercon E-175 EP5 
Frist: 13.03.2025 
hier: Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens (vgl. § 36 Baugesetzbuch) 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0012) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 

Die SelzEnergie Planung und Bau GmbH & Co. KG, Selzen, plant in der 

Verbandsgemeinde Rhein-Selz auf den Gemarkungen der Ortsgemeinden Mommenheim, 

Nierstein-Schwabsburg und Selzen 9 Windenergieanlagen (WEA) der Firma Enercon. Es 

werden Anlagen des Typs E-175 EP 5 mit einer Nabenhöhe von 162 m und einem 

Rotordurchmesser von 175 m errichtet. Die Nennleistung der WEA beträgt 6.000 kW. 

Für die Windenergieanlagen wird eine Neugenehmigung nach § 4 BImSchG beantragt. 

Errichtung von 9 WEA im ausgewiesenen F-Plan Bereich in der VG Rhein Selz im Landkreis 
Mainz- Bingen. Der Projektgebietsname „Mosekösch“ ist ein Akronym aus den umliegenden 
Ortsgemeinden Mommenheim, Selzen, Köngernheim und Schwabsburg. 
 
Nutzung und Gestaltung von Wasser, Boden, Natur und Landschaft 

Grundwasserentnahme  : keine 

Wasserverbrauch  

Eingesetzte Energieträger  

Energieverbrauch  

: null 

: Elektrizität 

: 0,1 – 0,3 % des Jahresertrags pro Anlage  

(Versorgung der Anlagensteuerung bei Schwachwind z. B. 

Windrichtungsnachführung) 

 
Abfallerzeugung 
Abfallmengen während der Errichtung und nach Inbetriebnahme 
Abfälle fallen nur in sehr geringem Umfang bei der Errichtung der Anlage an 
(z. B. Kunststoffbehälter für Betriebsmittel). Die Abfälle werden ordnungsgemäß bei den 
Entsorgungsunternehmen abgegeben. 
 
Abfallmengen nach Nutzungsaufgabe 
Da Windenergieanlagen nach Aufgabe der Nutzung fachgerecht unter Beachtung der 
Sicherheitsvorschriften demontiert werden, und wassergefährdende und brennbare Stoffe 
oder sonstige Abfälle nicht auf dem Grundstück verbleiben, entstehen keine schädlichen 
Umwelteinwirkungen und sonstigen Gefahren, erheblichen Nachteile und Belästigungen für 
die Allgemeinheit und die Nachbarschaft. 
Zum heutigen Zeitpunkt ist noch nicht absehbar, welche Recyclingtechniken nach Aufgabe 
der Nutzung zum Einsatz kommen, daher können hierüber noch keine abschließenden 
Aussagen getroffen werden. 
Es liegt im eigenen wirtschaftlichen Interesse des Antragstellers, den größtmöglichen 
Materialanteil der Anlagen wiederzuverwenden bzw. zu verwerten. Nicht verwertbare 
Maschinenteile und Betriebsstoffe werden den geltenden Vorschriften entsprechend 
ordnungsgemäß beseitigt. 



Sitzung des Ausschusses für Bauwesen und Stadtsanierung der Stadt Nierstein vom 11.02.2025 

Seite 9 

 

 

 
Umweltverschmutzung und Belästigung 
Mögliche Emissionen : Schall und Schattenwurf 
Die Auswirkungen bestehen während der Betriebszeit der Anlagen. Die Lärmemissionen 
ändern sich mit Windrichtung und Windgeschwindigkeit. Der Schattenwurf ist nur bei 
entsprechender Rotorstellung in den Morgen- und Abendstunden und auch nur zu 
bestimmten Jahreszeiten möglich und auch nur dann, wenn keine Bewölkung oder Nebel 
vorherrschen. Zur genauen Bestimmung der Lärmemissionen und des Schattenwurfs 
werden Prognosen erstellt.  
Die Prognosen gehen immer vom so genannten „worst case“ aus, d. h. von der 
ungünstigsten Situation, in der eine maximale Belastung entstehen kann. 
Die Schallabstrahlung einer Windenergieanlage ist nie konstant, sondern stark von der 
Leistung und somit der Windgeschwindigkeit abhängig. Im Schallgutachten wird von einer 
ungehinderten Schallausbreitung ausgegangen, die in der Realität so kaum anzutreffen ist. 
Erreicht die Windenergieanlage ihre Nennleistung und damit die maximale 
Geräuschemission, sind auch die windinduzierten Geräusche an den Immissionspunkten laut 
und überdecken in der Regel die Anlagengeräusche. 
Die Drehung des Rotors kann an sonnigen Tagen Hell-Dunkel-Effekte (Schattenwurf) 
erzeugen, welche mit geringer werdendem Abstand zu Wohngebieten eine längere 
Schattenwurfzeit begründen. Die theoretisch möglichen Schattenwurfzeiten können für 
festgelegte Immissionspunkte auf Grund der feststehenden astronomischen Daten genau 
ermittelt werden. Auch hier wird in der Prognose von einer maximalen Belastung 
ausgegangen, die nur beim gleichzeitigen Zusammentreffen mehrerer Faktoren eintreten 
kann (konstante Windgeschwindigkeit, Sonnenstand, ungehinderte Sonneneinstrahlung, 
keine Bewölkung, klare Sicht). 
Für den Schattenwurf und für die Lärmemissionen sind Grenzwerte einzuhalten, die in der 
Genehmigung festgehalten werden und im Betrieb einzuhalten sind. Vielfach wird noch der 
sog. „Discoeffekt“ als besonders störende Erscheinung bei Windenergieanlagen benannt. 
Dieser könnte durch die Reflexion des Sonnenlichts an den Rotoren und durch die Drehung 
des Rotors entstehen. 
Durch Verwendung einer gering reflektierenden Oberflächenbeschichtung und eines matten 
Farbanstrichs für Rotoren tritt dieses Problem bei modernen Windenergieanlagen nicht mehr 
auf. 
Die Prognosen zur Bestimmung der genauen Lärmemission und des Schattenwurfs weisen 
nach, dass die Auswirkungen nicht erheblich sind und die Richtwerte durch entsprechende 
Maßnahmen eingehalten werden. 
 
Windenergieanlagen sind keine relevanten Infraschallquellen: 
„Die Infraschallpegel in der Umgebung von Windenergieanlagen liegen weit unter der 
Wahrnehmbarkeitsschwelle. Es ergeben sich keine Hinweise auf eine mögliche Gefährdung 
oder Beeinträchtigung von Personen durch den von Windenergieanlagen ausgehenden 
Infraschall.“ 
[Klug, Helmut, DEWI 
Infraschall von Windenergieanlagen: Realität oder Mythos? Infrasound from wind turbines: A 
,German’ Problem? 
DEWI Magazin Nr. 20, Seite 6, Februar 2002] 
„Messtechnisch kann nachgewiesen werden, dass Windenergieanlagen Infraschall 
verursachen. 
Die festgestellten Infraschallpegel liegen aber weit unterhalb der Wahrnehmungsschwelle 
des Menschen und sind damit völlig harmlos.“ 
Anlagensicherheit 
Mögliche Sicherheitsbedenken gegen den Betrieb der Anlage sind unbegründet. Moderne 
Windenergieanlagen wie die ENERCON E-175 EP5 verfügen über einen hohen 
Sicherheitsstandard und unterliegen einer permanenten Überwachung. 
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Unfallrisiko, insbesondere im Hinblick auf die verwendeten Stoffe und Technologien 
Da Windenergieanlagen nicht zum dauerhaften Aufenthalt von Menschen bestimmt sind, 
besteht ein Unfallrisiko nur bei Errichtung und Wartung der Anlagen. Dabei werden die 
Vorgaben zum Arbeitsschutz beachtet und deren Einhaltung regelmäßig durch Mitarbeiter 
der Abteilung Arbeitsschutz des Anlagenherstellers überwacht. 
Die Arbeiten in der Windenergieanlage werden nur von geschultem Personal vorgenommen. 
Arbeiten an den elektrischen Anlagen dürfen nur von Elektrofachkräften gemäß den 
elektrotechnischen Vorschriften vorgenommen werden. 
 
Standort des Vorhabens 
 
Nutzung des Gebietes 
Das Vorhabengebiet wird zurzeit landwirtschaftlich und weinbaulich genutzt. 
 
Wegebau und Kranstellflächen 
Kranstellfläche und Zuwegung sind in den Karten unter Register 10 detailliert dargestellt. 
Außerdem liegt dem Register 11 die technische Spezifikation Zuwegung und 
Baustellenflächen bei. 
 
Eigentumsverhältnisse 
Die Eigentumsverhältnisse der für die Errichtung der Anlage genutzten Grundstücke kann 
auf dem amtlichen Lageplan in Register 4 eingesehen werden. 
 
Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen 
Gemäß Teil 3 „Windenergieanlagen, Abschnitt 1, Allgemeines“ der Allgemeinen 
Verwaltungsvorschrift zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen gilt: 
„Windenergieanlagen werden wie allgemeine Luftfahrthindernisse (Teil 2 der allgemeinen 
Verwaltungsvorschrift) behandelt, soweit … nichts Abweichendes vorgesehen ist“ 
Luftfahrthindernisse sind unter bestimmten Voraussetzungen zu kennzeichnen. 
Wie bzw. ob die Kennzeichnung ausgeführt werden muss, wird im Genehmigungsbescheid 
festgelegt. 
 

Anlage: 

- Übersichtsplan 
- WEA 01 Lageplan Selzen 
- WEA 02 Lageplan Mommenheim 
- WEA 03 Lageplan Selzen 
- WEA 04 Lageplan Schwabsburg 
- WEA 05 Lageplan Selzen 
- WEA 06 Lageplan Schwabsburg 
- WEA 07 Lageplan Schwabsburg 
- WEA 08 Lageplan Schwabsburg 
- WEA 04 Lageplan Schwabsburg 
- Lageplan Zuwegung 1 
- Lageplan Zuwegung 2 
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Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss für Bauwesen empfiehlt/der Ortsbeirat Nierstein-Schwabsburg empfiehlt/der 
Stadtrat beschließt die Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens zur Errichtung von 9 
Windenergieanlagen in den Gemarkungen Mommenheim, Nierstein-Schwabsburg und 
Selzen vom Typ Enercon E-175 EP5. 
 
Beratung: 
 
Der Vorsitzende stellt das Vorhaben vor. Peter Falk (NEU Nierstein) fragt, ob der 
Mindestabstand von 900 Metern zur Wohnbebauung eingehalten wird. Der Vorsitzende 
verweist auf die Genehmigungsbehörde SGD, die die Abstände genau prüft. Auf die Frage, 
welche finanziellen Vorteile der Bau der Windenergieanlagen für Nierstein hat, weist 
Benedikt Stratmann (FDP) auf das EEG hin, in dem Ausgleichzahlungen und Ähnliches 
geregelt sind. 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag. 
Abstimmungsergebnis: mehrheitlich zugestimmt mit 9 ja, 1 nein, 1 Enthaltung. 
 
 
 
 
3.2. Vollzug des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG); Antrag gem. § 4 

BImSchG auf Neugenehmigung von 6 Windenergieanlagen in den Gemarkungen 
Friesenheim, Köngernheim, Nierstein und Selzen vom Typ Enercon E-175 EP5 
Frist: 13.03.2025 
hier: Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens (vgl. § 36 Baugesetzbuch) 
 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Die SelzEnergie Planung und Bau GmbH & Co. KG, Selzen, plant in der Verbandsgemeinde 
Rhein-Selz auf den Gemarkungen der Ortsgemeinde Friesenheim, Köngernheim, Nierstein-
Schwabsburg und Selzen 6 Windenergieanlagen (WEA) der Firma Enercon. Es werden 
Anlagen des Typs E-175 EP 5 mit einer Nabenhöhe von 162 m und einem 
Rotordurchmesser von 175 m errichtet. Die Nennleistung der WEA beträgt 6.000 kW. Für die 
Windenergieanlagen wird eine Neugenehmigung nach § 4 BImSchG beantragt. Errichtung 
von 6 WEA im ausgewiesenen F-Plan Bereich in der VG Rhein Selz im Landkreis 
Mainz- Bingen. Der Projektgebietsname „Mosekösch Süd“ ist ein Akronym aus den 
umliegenden Ortsgemeinden Friesenheim, Köngernheim, Schwabsburg und Selzen. 
 
Nutzung und Gestaltung von Wasser, Boden, Natur und Landschaft 

Grundwasserentnahme  : keine 

Wasserverbrauch  
Eingesetzte 
Energieträger  
Energieverbrauch  

: null 
: Elektrizität 
: 0,1 – 0,3 % des Jahresertrags pro Anlage (Versorgung der 
Anlagen 
steuerung bei Schwachwind z. B. Windrichtungsnachführung) 

 
Abfallerzeugung 
Abfallmengen während der Errichtung und nach Inbetriebnahme 
Abfälle fallen nur in sehr geringem Umfang bei der Errichtung der Anlage an 
(z. B. Kunststoffbehälter für Betriebsmittel). Die Abfälle werden ordnungsgemäß bei den 
Entsorgungsunternehmen abgegeben. 
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Abfallmengen nach Nutzungsaufgabe 
Da Windenergieanlagen nach Aufgabe der Nutzung fachgerecht unter Beachtung der 
Sicherheitsvorschriften demontiert werden, und wassergefährdende und brennbare Stoffe 
oder sonstige Abfälle nicht auf dem Grundstück verbleiben, entstehen keine schädlichen 
Umwelteinwirkungen und sonstigen Gefahren, erheblichen Nachteile und Belästigungen für 
die Allgemeinheit und die Nachbarschaft. 
Zum heutigen Zeitpunkt ist noch nicht absehbar, welche Recyclingtechniken nach Aufgabe 
der Nutzung zum Einsatz kommen, daher können hierüber noch keine abschließenden 
Aussagen getroffen werden. 
Es liegt im eigenen wirtschaftlichen Interesse des Antragstellers, den größtmöglichen 
Materialanteil der Anlagen wiederzuverwenden bzw. zu verwerten. Nicht verwertbare 
Maschinenteile und Betriebsstoffe werden den geltenden Vorschriften entsprechend 
ordnungsgemäß beseitigt. 
 
Umweltverschmutzung und Belästigung 
Mögliche Emissionen: Schall und Schattenwurf 
Die Auswirkungen bestehen während der Betriebszeit der Anlagen. Die Lärmemissionen 
ändern sich mit Windrichtung und Windgeschwindigkeit. Der Schattenwurf ist nur bei 
entsprechender Rotorstellung in den Morgen- und Abendstunden und auch nur zu 
bestimmten Jahreszeiten möglich und auch nur dann, wenn keine Bewölkung oder Nebel 
vorherrschen. Zur genauen Bestimmung der Lärmemissionen und des Schattenwurfs 
werden Prognosen erstellt. Die Prognosen gehen immer vom so genannten „worst case“ 
aus, d. h. von der ungünstigsten Situation, in der eine maximale Belastung entstehen kann. 
 
Die Schallabstrahlung einer Windenergieanlage ist nie konstant, sondern stark von der 
Leistung und somit der Windgeschwindigkeit abhängig. Im Schallgutachten wird von einer 
ungehinderten Schallausbreitung ausgegangen, die in der Realität so kaum anzutreffen ist. 
Erreicht die Windenergieanlage ihre Nennleistung und damit die maximale 
Geräuschemission, sind auch die windinduzierten Geräusche an den Immissionspunkten laut 
und überdecken in der Regel die Anlagengeräusche. 
 
Die Drehung des Rotors kann an sonnigen Tagen Hell-Dunkel-Effekte (Schattenwurf) 
erzeugen, welche mit geringer werdendem Abstand zu Wohngebieten eine längere 
Schattenwurfzeit begründen. Die theoretisch möglichen Schattenwurfzeiten können für 
festgelegte Immissionspunkte auf Grund der feststehenden astronomischen Daten genau 
ermittelt werden. Auch hier wird in der Prognose von einer maximalen Belastung 
ausgegangen, die nur beim gleichzeitigen Zusammentreffen mehrerer Faktoren eintreten 
kann (konstante Windgeschwindigkeit, Sonnenstand, ungehinderte Sonneneinstrahlung, 
keine Bewölkung, klare Sicht). 
 
Für den Schattenwurf und für die Lärmemissionen sind Grenzwerte einzuhalten, die in der 
Genehmigung festgehalten werden und im Betrieb einzuhalten sind. Vielfach wird noch der 
sog. „Discoeffekt“ als besonders störende Erscheinung bei Windenergieanlagen benannt. 
Dieser könnte durch die Reflexion des Sonnenlichts an den Rotoren und durch die Drehung 
des Rotors entstehen. 
 
Durch Verwendung einer gering reflektierenden Oberflächenbeschichtung und eines matten 
Farbanstrichs für Rotoren tritt dieses Problem bei modernen Windenergieanlagen nicht mehr 
auf. 
 
Die Prognosen zur Bestimmung der genauen Lärmemission und des Schattenwurfs weisen 
nach, dass die Auswirkungen nicht erheblich sind und die Richtwerte durch entsprechende 
Maßnahmen eingehalten werden. 
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Windenergieanlagen sind keine relevanten Infraschallquellen: 
„Die Infraschallpegel in der Umgebung von Windenergieanlagen liegen weit unter der 
Wahrnehmbarkeitsschwelle. Es ergeben sich keine Hinweise auf eine mögliche Gefährdung 
oder Beeinträchtigung von Personen durch den von Windenergieanlagen ausgehenden 
Infraschall.“ 
[Klug, Helmut, DEWI 
Infraschall von Windenergieanlagen: Realität oder Mythos? Infrasound from wind turbines: A 
,German’ Problem? 
DEWI Magazin Nr. 20, Seite 6, Februar 2002] 
„Messtechnisch kann nachgewiesen werden, dass Windenergieanlagen Infraschall 
verursachen. 
Die festgestellten Infraschallpegel liegen aber weit unterhalb der Wahrnehmungsschwelle 
des Menschen und sind damit völlig harmlos.“ 
Anlagensicherheit 
Mögliche Sicherheitsbedenken gegen den Betrieb der Anlage sind unbegründet. Moderne 
Windenergieanlagen wie die ENERCON E-175 EP5 verfügen über einen hohen 
Sicherheitsstandard und unterliegen einer permanenten Überwachung. 
Unfallrisiko, insbesondere im Hinblick auf die verwendeten Stoffe und Technologien 
Da Windenergieanlagen nicht zum dauerhaften Aufenthalt von Menschen bestimmt sind, 
besteht ein Unfallrisiko nur bei Errichtung und Wartung der Anlagen. Dabei werden die 
Vorgaben zum Arbeitsschutz beachtet und deren Einhaltung regelmäßig durch Mitarbeiter 
der Abteilung Arbeitsschutz des Anlagenherstellers überwacht. 
Die Arbeiten in der Windenergieanlage werden nur von geschultem Personal vorgenommen. 
Arbeiten an den elektrischen Anlagen dürfen nur von Elektrofachkräften gemäß den 
elektrotechnischen Vorschriften vorgenommen werden. 
 
Standort des Vorhabens 
 
Nutzung des Gebietes 
Das Vorhabengebiet wird zurzeit landwirtschaftlich und weinbaulich genutzt. Eine Anlage 
befindet sich mit ihren Nebenanlagen auf den Ackerflächen, die zweite Anlage auf 
Weinbauflächen 
 
Eigentumsverhältnisse 
Die Eigentumsverhältnisse der für die Errichtung der Anlage genutzten Grundstücke kann 
auf dem amtlichen Lageplan eingesehen werden. 
 
Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen 
Gemäß Teil 3 „Windenergieanlagen, Abschnitt 1, Allgemeines“ der Allgemeinen 
Verwaltungsvorschrift zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen gilt: 
„Windenergieanlagen werden wie allgemeine Luftfahrthindernisse (Teil 2 der allgemeinen 
Verwaltungsvorschrift) behandelt, soweit … nichts Abweichendes vorgesehen ist“ 
Luftfahrthindernisse sind unter bestimmten Voraussetzungen zu kennzeichnen. 
Wie bzw. ob die Kennzeichnung ausgeführt werden muss, wird im Genehmigungsbescheid 
festgelegt. 
 

Anlage: 

- Übersichtsplan 
- WEA 01 Lageplan (liegt noch nicht vor) 
- WEA 02 Lageplan Selzen 
- WEA 03 Lageplan Schwabsburg 
- WEA 04 Lageplan Köngernheim 
- WEA 05 Lageplan Schwabsburg 
- WEA 06 Lageplan Friesenheim 
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Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss für Bauwesen empfiehlt/der Ortsbeirat Nierstein-Schwabsburg empfiehlt/der 
Stadtrat beschließt die Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens zur Errichtung von 6 
Windenergieanlagen in den Gemarkungen Friesenheim, Köngernheim, Nierstein-
Schwabsburg und Selzen vom Typ Enercon E-175 EP5. 
 
Beratung: 
 
Ohne weitere Aussprache wird abgestimmt.  
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag.  
Abstimmungsergebnis: mehrheitlich zugestimmt mit 9 ja, 1 nein, 1 Enthaltung. 
 
 
 
 
3.3. Bauantrag; Beteiligung der Stadt gemäß § 36 BauGB;  

Hier: Spiegelbergstraße; Flur 16, Flurstück 648 
Fristende: 13.02.2025 
Ergänzung einer Gaube an einem bestehenden Wohnhaus 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0005) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 
und 35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der 
Kreisverwaltung Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da 
Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die 
Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung 
die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn 
das zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne 
des § 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 13.02.2025.  
 
• Bauantrag  
 
Gegenstand des Bauantrages ist die Ergänzung einer Gaube an einem bestehenden 
Gebäude zur  
Nutzung des Spitzbodens als Wohnraum.  
Das Grundstück befindet sich im Geltungsbereich eines rechtsverbindlichen 
Bebauungsplanes (§ 30 BauGB) mit Bezeichnung „Rossberg-West II – 7. BA – 2. Änderung“. 
Zur Verwirklichung der Planung sind Befreiungen von folgenden Festsetzungen des 
Bebauungsplans erforderlich. 
 
• Befreiung von bauordnungsrechtlichen Festsetzungen   
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Maximale Breite, Dachform, Dachneigung und Dachüberstand von Gauben 
Zulässig: Dachgauben sind nur als Einzelgauben mit einer Breite bis max. 2,00 m 

zulässig. Die Gesamtbreite der Gauben darf max. 1/3 der Trauflänge nicht 
überschreiten. 
Die Dachform der Gauben muss dem Hauptdach (Satteldach) entsprechend.  
Die Dachneigung ist gleich oder steiler als die Dachneigung des Hauptdaches 
(45°) herzustellen. 
Gauben müssen einen Dachüberstand von mindestens 20 cm an Traufe und 
Ortgang ausbilden. 

Geplant: Einzelgaube mit einer Breite von 8,36 m bei einer Trauflänge von 11,55 m, 
d.h. über 72% oder rund ¾ der zugehörigen Trauflänge. 
Gaube mit Flachdach mit 3° Dachneigung 
Gaube ohne Dachüberstand an Traufe und Ortgang. 

Befreiungsanträge zu Festsetzungen des Bebauungsplanes unterliegen der 
Einzelfallentscheidung. 
Der vorliegende Abweichungsantrag kann einen negativen Vorbildcharakter entwickeln und 
beeinträchtigt so die Gestaltungsziele, die den ursprünglichen Festsetzungen des 
Bebauungsplans „Rossberg-West II – 7. BA – 2. Änderung“ zugrunde lagen. 
Seitens der Stadt Nierstein ist im Rahmen der Abwägung zu entscheiden, ob der Nutzen der 
Möglichkeit zur Nachverdichtung im Bestand und zur kostengünstigen Schaffung von 
zusätzlichem Wohnraum innerhalb der bereits bebauten Ortslage den zu erwartenden 
städtebaulichen und gestalterischen Schaden durch die Abweichung von den Festsetzungen 
zur Gestaltung von Dachgauben überwiegt.  
 
Gegen das Bauvorhaben bestehen bauplanungsrechtliche Bedenken aufgrund der zu 
erwartenden Vorbildwirkung für weitere Vorhaben.  
 
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
 
Das Bauvorhaben löst keinen Mehrbedarf an Stellplätzen aus.  
Abstimmungsergebnis: mehrheitlich abgelehnt 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Bauausschuss erteilt zum vorliegenden Bauantrag das Einvernehmen gemäß § 36 
BauGB und stimmt der Befreiung gemäß § 31 BauGB von den gestalterischen 
Festsetzungen des Bebauungsplanes „Rossberg-West II – 7. BA – 2. Änderung“ zur: 

• Dachform und Dachneigung von Gauben, 

• maximal zulässigen Breite von Gauben, 

• Mindestbreite des Dachüberstands von Gauben an Ortgang und Traufe zu. 
 
Beratung: 
 
Der Bauantrag wird den Ausschussmitgliedern zur Einsichtnahme vorgelegt. Der Vorsitzende 
liest den Beschlussvorschlag vor. In der Sachdarstellung der Verwaltung weist er 
insbesondere auf den Aspekt „Befreiung von bauordnungsrechtlichen Festsetzungen“ hin. 
Nach kurzer Aussprache wird abgestimmt. 
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag.   
Abstimmungsergebnis: mehrheitlich abgelehnt mit 3 ja, 7 nein, 1 Enthaltung. 
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3.4. Nierstein; Bauantrag; 

Sironastraße; Flur 21, Flurstück 4/6  
Fristende: 17.02.2025 
Errichtung einer digitalen Werbetafel 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0007) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 
und 35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der 
Kreisverwaltung Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da 
Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die 
Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung 
die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn 
das zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne 
des § 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 17.02.2025  
 
• Bauantrag  
 
Gegenstand des Bauantrages ist die Errichtung einer digitalen Werbetafel. 
 
Das Grundstück befindet sich innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils und 
zugleich im unbeplanten Innenbereich der Gemeinde. Im unbeplanten Innenbereich ist ein 
Vorhaben zulässig, wenn es sich nach Art und Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise 
und der Grundstücksfläche, die überbaut werden soll, in die Eigenart der näheren Umgebung 
einfügt und die Erschließung gesichert ist. Das Ortsbild darf nicht beeinträchtigt werden. 
Das Vorhaben fügt sich in die Eigenart der näheren Umgebung ein.  
 
Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtlichen Bedenken.  
 
Es bestehen dessen ungeachtet Bedenken bezüglich negativer Auswirkungen einer digitalen 
Werbetafel auf den Verkehr auf der angrenzenden B 9, insbesondere da wechselnde oder 
animierte Bilder oder Filmsequenzen ein höheres Ablenkungspotenzial entfalten, als eine 
statische Werbeanlage gleicher Größe. Im unbeplanten Innenbereich darf die Stadt Nierstein 
jedoch das gemeindliche Einvernehmen nur aus Gründen versagen, die sich aus den 
Regelungen des § 34 BauGB ergeben. Die Frage, ob das Vorhaben geeignet ist, die 
Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs nachhaltig zu beeinflussen, ist nicht Gegenstand 
des Einvernehmens.  
 
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
 
Das Bauvorhaben löst keinen Mehrbedarf an Stellplätzen aus.  
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Bauausschuss erteilt zum vorliegenden Bauantrag das Einvernehmen gemäß § 36 
BauGB.  
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Beratung: 
 
Der Bauantrag wird den Ausschussmitgliedern zur Einsichtnahme vorgelegt. Der Vorsitzende 
erklärt, dass der Antrag schon einmal im Ausschuss beraten worden war und abgelehnt 
wurde – wegen Gefährdung des Straßenverkehrs. Peter Krämer hatte das Gespräch mit 
dem Antragsteller gesucht. Der zeigte sich verwundert, weil in Nierstein  – auch in der 
Sirona-Kurve – mehrere (ungenehmigte und damit illegale) Werbetafeln stehen. Das 
betreffende Areal befindet sich außerhalb der Gestaltungssatzung der Stadt Nierstein, 
antwortet der Vorsitzende auf die Frage nach dem Bebauungsplan in diesem Gebiet. Die 
Mehrheit der Ausschussmitglieder stellt fest, dass das geplante Schild zu nah an der 
Fahrbahnkannte aufgestellt werden soll; also die Verkehrssicherheit weiterhin gefährdet ist.  
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag.  
Abstimmungsergebnis: mehrheitlich abgelehnt mit 3 ja, 8 nein. 
 
 
 
 
3.5. Nierstein; Bauantrag; Beteiligung der Gemeinde/Stadt gemäß § 36 BauGB;  

Fäulingstraße; Flur 15, Flurstück 134/5 und 135/11 
Fristende: 06.02.2025 
Energetische Sanierung eines Wohnhauses und Errichtung eines Anbaus 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0008) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Gegenstand des Bauantrages ist die energetische Sanierung eines Wohnhauses sowie die 
Errichtung eines Anbaus.  
 
Das Grundstück befindet sich innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils und 
zugleich im unbeplanten Innenbereich der Gemeinde.  Im unbeplanten Innenbereich ist ein 
Vorhaben zulässig, wenn es sich nach Art und Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise und 
der Grundstücksfläche, die überbaut werden soll, in die Eigenart der näheren Umgebung 
einfügt und die Erschließung gesichert ist. 
Das Vorhaben fügt sich in die Eigenart der näheren Umgebung ein.  
 
Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtlichen Bedenken.  
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
Das Bauvorhaben löst keinen Mehrbedarf an Stellplätzen aus. 
 
Der Ausschuss für Bauwesen und Stadtsanierung hat in seiner Sitzung am 19.11.2024 das 
erforderliche Einvernehmen versagt. 
 
Die zuständige Baugenehmigungsbehörde teilt der Stadt nunmehr mit Schreiben vom 
11.12.2024, eingegangen bei der Verbandsgemeinde am 02.01.2025 schriftlich mit, das 
fehlende gemeindliche Einvernehmen der Gemeinde ersetzen zu wollen, um im Anschluss die 
Baugenehmigung zu erteilen.  
Als Begründung führt die Bauaufsichtsbehörde voran, dass keine Rechtfertigungsgründe zum 
Versagen des gemeindlichen Einvernehmens vorliegen. Gemäß der Einschätzung der 
Kreisverwaltung fügt sich die energetische Sanierung samt Wohnungsanbau nach örtlicher 
Inaugenscheinnahme unzweifelhaft in die Umgebungsbebauung ein.  
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Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 3 BauGB i.V.m. § 71 Abs. 1 und 3 LBauO soll die 
Bauaufsichtsbehörde ein rechtswidrig versagtes Einvernehmen der Gemeinde ersetzen. Dazu 
gibt sie der Stadt Nierstein die Gelegenheit, innerhalb von 5 Wochen nach Eingang des 
Schreibens vom 11.12.2024 über das Einvernehmen erneut zu beraten.  
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Bauausschuss erteilt zum vorliegenden Bauantrag das Einvernehmen gemäß § 36 
BauGB. 
 
Beratung: 
 
Der Bauantrag wird den Ausschussmitgliedern zur Einsichtnahme vorgelegt. Der Vorsitzende 
skizziert die Historie des Vorgangs. Dabei weist er insbesondere auf einen Aspekt in der 
Sachdarstellung der Verwaltung hin: „Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 3 BauGB i.V.m. § 71 Abs. 1 
und 3 LBauO soll die Bauaufsichtsbehörde ein rechtswidrig versagtes Einvernehmen der 
Gemeinde ersetzen. Dazu gibt sie der Stadt Nierstein die Gelegenheit, innerhalb von 5 
Wochen nach Eingang des Schreibens vom 11.12.2024 über das Einvernehmen erneut zu 
beraten.“ Ohne weitere Aussprache wird abgestimmt.  
 
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag. 
Abstimmungsergebnis: mehrheitlich zugestimmt mit 6 ja, 3 nein, 2 Enthaltungen. 
 
 
 
 
3.6. Bauantrag; Beteiligung der Stadt gemäß § 36 BauGB;  

Hier: Ostergärten; Flur 15, Flurstück 52/1  
Errichtung eines Einfamilienhauses in 2. Reihe 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0004) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 
und 35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der 
Kreisverwaltung Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da 
Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die 
Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung 
die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn 
das zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne 
des § 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 10.02.2025.  
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• Bauantrag  
 
Gegenstand des Bauantrages ist der Neubau eines Einfamilienhauses in zweiter Reihe.  
Das Grundstück befindet sich innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils und 
zugleich im unbeplanten Innenbereich der Gemeinde. Im unbeplanten Innenbereich gemäß § 
34 BauGB ist ein Vorhaben zulässig, wenn es sich hinsichtlich Art (Nutzung) und Maß 
(Höhe, Kubatur, Grundstücksausnutzung) der baulichen Nutzung, sowie in Bezug auf die 
Bauweise und auf die Grundstücksfläche, die überbaut werden soll, in die Eigenart der 
näheren Umgebungsbebauung einfügen. 
Das Vorhaben fügt sich in die Eigenart der näheren Umgebung ein.  
 
Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtlichen Bedenken.  
 
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
 
Die Anzahl der notwendigen Stellplätze wird nachgewiesen. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Bauausschuss erteilt zum vorliegenden Bauantrag das Einvernehmen gemäß § 36 
BauGB.  
 
Beratung: 
 
Der Bauantrag wird den Ausschussmitgliedern zur Einsichtnahme vorgelegt. Ohne weitere 
Aussprache wird abgestimmt.  
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig zugestimmt mit 11 ja.  
 
 
 
 
3.7. Nierstein; Bauvoranfrage; Beteiligung der Stadt gemäß § 36 BauGB;  

Hier: Fäulingstraße; Flur 1, Flurstück 1184/4 und 1192/3 
Fristende: 19.02.2025 
Errichtung eines Wohnhauses in 2. Baureihe 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0003) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 
und 35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der 
Kreisverwaltung Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da 
Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die 
Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung 
die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn 
das zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
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Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne 
des § 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 19.02.2025  
• Bauvoranfrage  
 
Gegenstand der Bauvoranfrage ist die Errichtung eines Wohnhauses in zweiter Reihe mit 
Erschließung über den Vorderlieger. 
 
Das Grundstück befindet sich im unbeplanten Innenbereich gemäß § 34 BauGB. Der 
bauliche Zusammenhang wird im Westen durch die Wohnbebauung entlang der 
Fäulingstraße, im Süden durch die Reihenhauszeilen entlang der Rossbergstraße 
einschließlich der zugehörigen Garagenzeilen und im Osten durch die Gebäude der 
Realschule sowie durch die Nebengebäude der zugehörigen Sportanlagen gebildet. 
Das vorgesehene Gebäude fügt sich in Bezug auf die Art und das Maß der baulichen 
Nutzung, in Bezug auf die Bauweise sowie in Bezug auf die Grundstücksfläche, die überbaut 
werden soll, in die Eigenart der näheren Umgebung ein. Städtebauliche Missstände sind 
nicht zu erwarten. 
Dessen ungeachtet ist zu beachten, dass es sich bei der Bauvoranfrage um das erste 
Gebäude in zweiter Reihe östlich der Fäulingstraße handelt. Bei einer weiteren Teilung des 
Flurstücks 1192/3 besteht die Möglichkeit, dass das Vorhaben Vorbildwirkung für eine 
weitergehende Bebauung in 2. Reihe östlich der Fäulingstraße entwickelt. Diese wiederum 
kann zu Konflikten mit den östlich gelegenen Sportanlagen der Realschule führen, die neben 
dem Schulsport auch für den Vereinssport genutzt werden.  
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Bauausschuss erteilt zur vorliegenden Bauvoranfrage das Einvernehmen gemäß § 36 
BauGB.  
 
Beratung: 
 
Der Bauantrag wird den Ausschussmitgliedern zur Einsichtnahme vorgelegt. Der Vorsitzende 
erläutert das Vorhaben, dass schon häufiger zur Beratung in den jeweiligen Ausschüssen 
thematisiert worden war. Dazu schildert er Details zu Bebauungsplan, Lärmschutz und 
Entwässerung. Nun soll das Anwesen verkauft werden – mit der Möglichkeit einer Bebauung 
in der zweiten Reihe. Deshalb die Bauvoranfrage. Auf Vorschlag von Rüdiger Horn (CDU), 
siehe Sachdarstellung der Verwaltung: „…Vorbildwirkung für eine weitergehende Bebauung 
in 2. Reihe östlich der Fäulingstraße entwickelt. Diese wiederum kann zu Konflikten mit den 
östlich gelegenen Sportanlagen der Realschule führen, die neben dem Schulsport auch für 
den Vereinssport genutzt werden …“, wird die Beschlussvorlage um einen Hinweis ergänzt.  
 
Beschluss: 
 
Beschlussvorschlag ergänzt: Der Bauausschuss erteilt zur vorliegenden Bauvoranfrage das 
Einvernehmen gemäß § 36 BauGB mit der Nebenbestimmung, dass die Lärmschutzauflagen 
gemäß des Bebauungsplans zu berücksichtigen sind.  
 
Beschluss laut geänderten Beschlussvorschlag.  
Abstimmungsergebnis: mehrheitlich zugestimmt mit 10 ja, 1 nein. 
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3.8. Nierstein; Bauantrag; Beteiligung der Stadt gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Bleichweg; Flur 1, Flurstück 930/6 
Fristende: 24.03.2025 
Einrichtung eines Frisörladens in bestehendem Gebäude 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0018) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 
35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da 
Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die 
Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung 
die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn 
das zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss fasst. Beschlussfassungen, 
verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht zulässig; infolgedessen gilt 
als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne des § 36 BauGB als nicht 
erteilt! Fristende: 24.03.2025  
  
 
• Bauantrag  
 
Gegenstand des Bauantrages ist Einrichtung eines Frisörladens in einem bestehenden 
Gebäude. 
 
Das Grundstück befindet sich innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils und 
zugleich im unbeplanten Innenbereich der Gemeinde. Im unbeplanten Innenbereich ist ein 
Vorhaben zulässig, wenn es sich nach Art und Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise und 
der Grundstücksfläche, die überbaut werden soll, in die Eigenart der näheren Umgebung 
einfügt und die Erschließung gesichert ist. 
Das Vorhaben fügt sich in die Eigenart der näheren Umgebung ein.  
 
Das Vorhaben befindet sich darüber hinaus in der Zone 2 der Baufibel und Gestaltungssatzung 
der Stadt Nierstein, deren Regelungen dementsprechend zu beachten sind. 
 
Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtlichen Bedenken.  
 
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
 
Die Anzahl der notwendigen Stellplätze muss noch plangerecht nachgewiesen werden, hierfür 
wird die Kreisverwaltung durch die Gemeinde aufgefordert, aussagekräftige Unterlagen 
anzufordern. Der unzureichende Stellplatznachweis ist bauordnungsrechtlich durch die 
Kreisverwaltung Mainz-Bingen zu beurteilen und stellt für die beteiligte Gemeinde keinen 
Versagensgrund dar. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Stadtrat erteilt das Einvernehmen gemäß § 36 BauGB zum vorliegenden Bauantrag.  
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Beratung: 
 
Der Bauantrag wird den Ausschussmitgliedern zur Einsichtnahme vorgelegt. Ohne weitere 
Aussprache wird abgestimmt.  
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag.  
Abstimmungsergebnis: einstimmig zugestimmt mit 11 ja.  
 
 
 
 
4. Mitteilungen  

 
Der Vorsitzende teilt mit, dass die ADD im Hause war. Es wurde über den Ausbau des 
Stadtparks, den Parkplatz Breitgasse und die Modernisierung des Horts gesprochen. Die 
möglichen Kosten für diese Investitionen würden zulasten bislang nicht geplanter 
Straßensanierungen gehen. Der Vorsitzende wird das Architekturbüro Knipping in Nierstein 
für eine solide Kostenberechnung beauftragen.  
 
 
 
 
5. Anfragen  

 
Ausschussmitglied Hans-Joachim Kehl (CDU) meint, dass die Mauer in der 
Pestalozzistraße/B 420 zu hoch ist. Bitte prüfen. 
Ausschussmitglied Gerd-Helmut Hexemer (SPD) hat beobachtet, dass in der Mainzer 
Straße, Höhe Post-Verteilzentrum, ein Grundstück komplett abgeräumt worden ist. Er will 
wissen, was da los ist. 
 
 
 
  

Bekanntgabe der Beschlüsse aus dem nichtöffentlichen Teil der Sitzung  
 
Nach Ende des nichtöffentlichen Teils erklärt der Vorsitzende, dass im nichtöffentlichen Teil in 
drei Fällen jeweils einstimmig auf ein Vorkaufsrecht verzichtet wurde. Außerdem hat der 
Vorsitzende Kostenschätzungen für verschiedene Sanierungsvorhaben mitgeteilt.  
 
 
 
 
 
 
Der Vorsitzende Schriftführung 
  
  
Peter Krämer Ulrike van Weelden 
3. Beigeordneter und Vorsitzender Schriftführung 

 


